'|u§[ine®

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

§ 37 PfandBG Veroffentlichung von
verwaltungsrechtlichen Sanktionen

und MalRhahmen

PfandBG - Pfandbriefgesetz

@ Berucksichtigter Stand der Gesetzgebung: 13.08.2026



file:///

1. (1)Die FMA hat jede verhangte verwaltungsrechtliche Sanktion oder MaBnahme wegen eines VerstolRes gegen die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes einschliel3lich der Identitdt der sanktionierten natirlichen oder
juristischen Person und den Informationen zu Art und Charakter des zu Grunde liegenden VerstoRes
unverzuglich, nachdem die betroffene Person von der Sanktion informiert wurde, auf ihrer Internetseite bekannt
zu machen.

2. (2)Die Bekanntmachung gemaf Abs. 1 hat in anonymer Fassung zu erfolgen, wenn eine 6ffentliche
Bekanntmachung

1. 1.einer sanktionierten Person unverhaltnismaRig ware,

2. 2.die Stabilitat der Finanzmarkte eines Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten der Europaischen
Union gefahrden wurde,

3. 3.die Durchfuhrung laufender strafrechtlichen Ermittlungen gefdhrden wtirde oder

4. 4.den Beteiligten einen unverhaltnismaRig hohen Schaden zufligen wirde, soweit sich dieser beziffern lasst.

3. (3)Liegen Grunde fur eine anonyme Veroffentlichung gemal’ Abs. 2 vor und ist jedoch davon auszugehen, dass
diese Grunde in absehbarer Zeit nicht mehr vorliegen werden, so kann die FMA von der Vornahme einer
anonymen Verdéffentlichung absehen und die Sanktion nach Wegfall der Griinde gemal3 Abs. 2 auch gemal3 Abs. 1
bekannt machen.

4. (4)Der von einer Veroffentlichung Betroffene kann eine Uberpriifung der RechtmaRigkeit der Veréffentlichung
gemald Abs. 1 oder 2 in einem bescheidmaliig zu erledigenden Verfahren bei der FMA beantragen. Die FMA hat in
diesem Falle die Einleitung eines solchen Verfahrens in gleicher Weise bekannt zu machen wie die ursprungliche
Veréffentlichung. Wird im Rahmen der Uberpriifung die Rechtswidrigkeit der Veréffentlichung festgestellt, so hat
die FMA die Verdffentlichung richtig zu stellen oder auf Antrag des Betroffenen entweder zu widerrufen oder aus
dem Internetauftritt zu entfernen.

5. (5)Wird ein Rechtsmittel gegen eine der Verdffentlichung gemaR Abs. 1 oder 2 zugrundeliegende Entscheidung
erhoben, so ist dies sowie das Ergebnis dieses Verfahrens in gleicher Weise wie die urspringliche
Veroffentlichung bekannt zu machen. Wird einem solchen Rechtsmittel in einem gerichtlichen Verfahren
aufschiebende Wirkung zuerkannt, so hat die FMA dies ebenso bekannt zu machen. Wird einem Rechtsmittel
gegen eine der Verdéffentlichung gemaR Abs. 1 oder 2 zugrundeliegende Entscheidung stattgegeben, muss die
Veroffentlichung auf Antrag des Betroffenen von der Internetseite der FMA entfernt werden.

6. (6)Ist eine Verdffentlichung gemal Abs. 1 oder 2 nicht aufgrund einer Entscheidung gemal Abs. 4 und 5 zu
widerrufen oder aus dem Internetauftritt zu entfernen, hat die FMA sicher zu stellen, dass jede Bekanntmachung
sowie jede diesbezlgliche Erganzung vom Zeitpunkt ihrer Veroffentlichung an wahrend eines Zeitraums von funf
Jahren auf ihrer Internetseite zuganglich bleibt. Dabei ist die Ver&ffentlichung personenbezogener Daten jedoch
nur so lange aufrecht zu erhalten, so lange nicht eines der Kriterien flr eine anonymisierte Veréffentlichung
gemals Abs. 2 Z 1 bis 4 erfullt werden wirde.

In Kraft seit 08.07.2022 bis 31.12.9999

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.
www.jusline.at


file:///

	§ 37 PfandBG Veröffentlichung von verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maßnahmen
	PfandBG - Pfandbriefgesetz


